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Produkt 301 - Bereitstellung schulischer Einrichtungen, zentrale Leistungen  

Neben den Personalaufwendungen sind hier die Kosten für Bücher und Zeitschriften 
sowie für Öffentlichkeitsarbeit etatisiert worden. Ebenfalls sind hier Aufwendungen 
für die Übernahme von Eigenanteilen für das Schokoticket für SGB II Empfänger 
berücksichtigt. Die eingeplanten Aufwendungen für Inklusion (41.000 �) werden vom 
Land in gleicher Höhe erstattet. Hinzu kommt ein investiver Ansatz in Höhe von 20.000 
� für Beschaffungen im Inklusionsbereich. Auch dieser wird in voller Höhe vom Land 
finanziert. 
Für Lernmittel für Seiteneinsteigerklassen und muttersprachlichen Unterricht werden 6.300 
� eingeplant. Für Lernen mit neuen Medien werden 40.000 � (Vorjahr 95.000 �) veranschlagt. 
Seit 2017 wird ein Zuschuss an die Industrie- und Handelskammer Duisburg-Wesel-Kleve 
für das Projekt �Klever Schulmodell� berücksichtigt. Wie im Vorjahr wird ein Zuschuss in 
Höhe von 18.000 � eingeplant. Die Leistungen für die Deutsche Glasfaser werden mit 
53.000 � (Vorjahr 48.400 �) veranschlagt. Für die Fördermaßnahme 
�FerienIntensivTraining � FIT in Deutsch werden 70.000 � eingestellt. Die 
Fördermaßnahme wird mit einem Landeszuschuss i.H.v. 58.000 teilfinanziert. Für das 
Förderprogramm �Extra-Zeit� werden 12.000 �, je 1.000� pro Schule, berücksichtigt.

Für die Umsetzung des Medienentwicklungsplans werden investive Mittel in 
Höhe von 132.000 � eingeplant. An Investitionszuweisungen vom Land für Digitalpakt 
werden 100.000 � im Etat 2022 veranschlagt.  

Produkt 302 - Grundschulen  

Es werden in 2022 insgesamt 34 (VJ 32) Gruppen Kinder im offenen Ganztag betreut. Die 34 
Gruppen verteilen sich auf alle sieben Grundschulen und decken ein derzeitiges 
Betreuungsvolumen von 831 (VJ 806) Kindern ab. Dies entspricht einer Quote von 46,58 
% (VJ 45,69 %) gemessen an der Gesamtschülerzahl (1784). Zudem wird in allen 
Grundschulen das Betreuungsprojekt " acht bis eins" durchgeführt.  

Für die Betreuung der Kinder im offenen Ganztag werden für das Jahr 2022 Mittel in 
Höhe von 992.000 � eingeplant. Im Vergleich zum Vorjahr ergibt sich somit eine 
Erhöhung der Aufwendungen um 58.600 �. Die Erhöhung der Aufwendungen resultiert 
im Wesentlichen aus der sukzessiven Ausweitung des Rhythmisierten Ganztags an der 
Grundschule An den Linden sowie der Ausweitung der Betreuung an der Grundschule in 
Rindern. Demgegenüber stehen die Beiträge der Eltern i.H.v. 470.000 �, so dass der 
Zuschussbedarf seitens der Stadt bei rd. 522.000 � liegt.  
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Weitere wesentliche Aufwendungen sind für die Grundschulen eingeplant: 

Lernmittel 55.600 �
Pädagogische Arbeit 74.000 � 
Lernen mit neuen Medien 256.500 � 
Schülerbeförderungskosten 550.000 �
Schülerunfallversicherung 117.500 �

Im Investitionsbereich wird für die Anschaffung von Vermögensgegenständen ein Betrag in 
Höhe von rd. 211.600 � bei den Grundschulen zur Verfügung gestellt. Darin enthalten ist eine 
Kopfpauschale pro Schüler i.H.v. 90 � (insgesamt 164.000 �). 

Produkt 0304 - Realschulen 

Folgende wesentlichen Aufwendungen sind für die Karl-Kisters Realschule eingeplant: 

Lernmittel 40.000 �
Pädagogische Arbeit 23.500 � 
Lernen mit neuen Medien 43.500 � 
Schülerbeförderungskosten 160.000 �
Schülerunfallversicherung 41.000 �

45.300 � werden im Investitionsbereich für die Karl-Kisters Realschule eingeplant. Hier 
beträgt die Pro-Kopfpauschale 40 �/Schüler.  

Produkt 0305 - Gymnasien  

Folgende wesentlichen Aufwendungen sind für die Gymnasien eingeplant: 

Lernmittel 126.000 �
Pädagogische Arbeit 53.500 � 
Lernen mit neuen Medien 84.000 � 
Schülerbeförderungskosten 360.000 �
Schülerunfallversicherung 98.100 �
Kantinenbetreuung 41.500 �

Für die Anschaffungen von Vermögensgegenständen werden für die Klever Gymnasien 
Mittel i.H.v. insgesamt 201.400 � eingeplant. Hier beträgt die Pro-Kopfpauschale 40 
�/Schüler. Einnahmen aus dem Belastungsausgleich G 9 werden i.H.v. 204.500 � 
veranschlagt. 

Produkt 0306 - Förderschule 

Das Konzept zum Erhalt eines Angebotes der Förderschulen im Kreis Kleve wurde 
umgesetzt. Der Kreis Kleve hat die Schulträgerschaft für die Förderschule der Stadt Kleve 
zum Schulbeginn 2015/2016 übernommen. Der Kreis Kleve wird für die 134 Klever 
Schülerinnen und Schüler, die das Förderzentrum Grunewald besuchen voraussichtlich einen 
Betrag von rd. 810.000 der Stadt Kleve weiterberechnen. 
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Produkt 0308 � Gesamtschulen 

Die Aufwendungen für die Gesamtschulen werden bis zum Jahr 2023 noch stetig mit den 
wachsenden Schülerzahlen steigen. Im Schuljahr 2021/2022 werden 985 Schülerinnen und 
Schüler an der Gesamtschule Am Forstgarten und 887 Schülerinnen und Schüler an der 
Joseph Beuys Gesamtschule beschult.  

Folgende wesentlichen Aufwendungen sind für die Gesamtschule  eingeplant: 

Lernmittel 111.000 �
Pädagogische Arbeit 78.500 � 
Lernen mit neuen Medien 103.500 � 
Schülerbeförderungskosten 555.000 �
Schülerunfallversicherung 118.500 �
Kantinenbetreuung 64.600 �

Für Investitionen der Joseph Beuys Gesamtschule und Gesamtschule am Forstgarten beträgt 
die Pro-Kopfpauschale 40 �/Schüler insgesamt rd. 74.500 �. Neben der Kopfpauschale sind 
bei der Gesamtschule am Forstgarten 334.000 � an Kosten zur Einrichtung des Neubaus 
sowie 500.000 � an Kosten für die Einrichtung im naturwissenschaftlichen Bereich im Etat 
berücksichtigt worden. Weitere 125.000 � werden für Architektenleistungen an der Joseph 
Beuys Gesamtschule etatisiert. 

Übersicht der Gesamtkosten für Lernen mit neuen Medien  

Folgende Kosten werden für Wartung und Support berücksichtigt: 

Schule Etat 2022 

GGS An den Linden 36.500,00 � 

Montessorischule 38.500,00 � 

Karl-Leisner-Schule 36.500,00 � 

Willibrord Kellen 36.500,00 � 

Marienschule Materborn 37.000,00 � 

St. Michael Reichswalde 36.000,00 � 

Johanna-Sebus Rindern 35.500,00 � 

Karl Kisters Realschule 43.500,00 � 

Freiherr-vom-Stein Gymn. 42.500,00 � 

Konrad Adenauer Gymn. 41.500,00 � 

Gesamtschule am Forstgarten 47.500,00 � 

Joseph Beuys Gesamtschule 56.000,00 � 

Gesamt 487.500 � 
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Übersicht der Gesamtkosten für Lernmittel 

Schule Etat 2022 

GGS An den Linden 12.500,00 � 

Montessorischule 6.500,00 � 

Karl-Leisner-Schule 11.000,00 � 

Willibrord Kellen 8.200,00 � 

Marienschule Materborn 6.200,00 � 

St. Michael Reichswalde 6.200,00 � 

Johanna-Sebus Rindern 5.000,00 � 

Karl Kisters Realschule 40.000,00 � 

Freiherr-vom-Stein Gymn. 65.000,00 � 

Konrad Adenauer Gymn. 61.000,00 � 

Gesamtschule am Forstgarten 58.500,00 � 

Joseph Beuys Gesamtschule 52.500,00 � 

Gesamt 332.600 � 

Übersicht der Gesamtkosten für Kantinenbetreuung 
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Produkt 0401 - Kulturveranstaltungen und Kulturförderung 

Für die kulturellen Veranstaltungen der Stadt Kleve werden Honorare in Höhe von 85.000 � 
für Theater, 85.000 � für Konzerte und 14.000 � für Kindertheater veranschlagt. Für 
notwendige Ausgaben im Bereich der Geschäftsbedürfnisse und Werbung stehen 37.000 � zur 
Verfügung. Es wird mit Erträgen aus Eintrittsgeldern zu Kulturveranstaltungen in Höhe von 
110.000 � gerechnet. Weitere Erträge werden aus der Vermietung der Stadthalle (21.000 �) 
und durch Verkaufsprovisionen für Tickets (2.000 �) erwartet. Bei dem Produkt 0401 wird ein 
Zuschuss für die Kulturstrolche von 9.000 � sowie Zuschüsse an die Musik- und 
Gesangsvereine von 97.000 � und Zuschüsse zu den Betriebskosten des Schützenhaus Kellen 
in Höhe von 3.500 � bereitgestellt.  

Es sind folgende Zuschüsse eingeplant: 

Klever Rosenmontagskomitee 9.500 � 
Kellener Schützenvereine 2.100 � 
Zuschuss Heimatvereine nach Mitgliedern 3.500 � 
Zuschuss Klevischer Verein für Kultur und Geschichte 5.500 � 
Zuschuss Zeitschrift Cellina 1.000 � 
Naturpark Kellen 500 � 
Collegium Musicum 1.800 � 
Städtische Singgemeinde 7.000 � 
Theater im Fluss 22.500 � 
Personalkostenzuschuss Theater im Fluss  21.200 � 
Weihnachtsmarkt 2.100 �
Heimatpreis  7.500 � 
Förderung kulturelles Angebot 12.500 � 

Der Ansatz für Forstgartenkonzerte/Veranstaltungen ist im Etat 2022 mit 50.000 � kalkuliert.  

Honorar Schützenumzug 3.000 � 
Sommerabschlusskonzert 20.000 �
Rathaussturm 8.000 �
Allgemeine Forstgartenkonzerte 8.000 � 
GEMA 6.000 �
Kooperationsveranstaltungen 4.000 �

Für die Anschaffung von Vermögensgegenständen stehen 32.000 � bereit.  

Produkt 0402 - Volkshochschule  

Die Gesamterträge belaufen sich auf 1.700.700 � (Vorjahr 1.397.600) Dies ist eine Erhöhung 
um 303.100 � im Vergleich zum Vorjahr. Die wesentlichen Veränderungen sind 
zurückzuführen auf: 

193



Mehreinnahmen im Bereich der Bundesmittel für die Durchführung von
Integrationskursen, für die Beratung zum Bildungsprämiengutschein usw. i.H.v.
172.000 EUR im Vergleich zum Vorjahr.

Mehreinnahmen im Bereich der Teilnehmerentgelte i.H.v. 131.000 � im Vergleich
zum Vorjahr.

Die Gesamtaufwendungen belaufen sich auf 2.073.000 � (Vorjahr 1.781.900) Dies ist eine 
Erhöhung um 291.100 � im Vergleich zum Vorjahr. Die wesentlichen Veränderungen sind 
zurückzuführen auf: 

Mehraufwendungen im Bereich der Honorare für die Durchführung von
Integrationskursen i.H.v. 237.000 EUR im Vergleich zum Vorjahr.

Die investiven Maßnahmen wurden mit 10.700 � veranschlagt. Hierin sind insbesondere 
Auszahlungen für Lizenzen/Software und EDV-Ausstattung enthalten. 

Produkt 0403 - Bibliothek 

Für die Anschaffung und Instandhaltung von Büchern und Medien stehen für das Jahr 2022 
65.000 � (Vorjahr 60.000 �) zur Verfügung. Der Bestand an Medien wird weiterhin 
aktualisiert und im Bereich der �onleihe� (eBooks) erweitert.  

Für die Anschaffungen von Möbeln für die Bibliothek werden im Investitionsbereich 30.000 � 
veranschlagt. 

Produkt 0404 - Museum 

Für das Jahr 2022 wird mit Eintrittsgeldern i.H.v. 50.000 � gerechnet. Zuschüsse aus der 
Museumsstiftung aus der Verzinsung des Stiftungskapital werden mit 5.000 � in Ansatz 
gebracht. Für die Verwaltungs- und Betriebsausgaben, hierin enthalten sind auch die Kosten 
für Ausstellungen, stehen 175.000 � bereit. Kosten für den Aufsichtsdienst werden mit 
190.000 � (Vorjahr 165.000 �) veranschlagt. In 2021 kam es coronabedingt zu wochenlangen 
Schließungen, in denen die Dienstleistung des Aufsichtsdienstes nicht in Anspruch 
genommen wurde.  

Im investiven Bereich werden Mittel von 200.000 � für die Einrichtung einer Online Lounge 
eingestellt. Die Maßnahme wird durch Zuschüsse von insgesamt 190.000 � finanziert, der 
Eigenanteil der Stadt Kleve beträgt 10.000 �. 
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Produkt 0801 � Bereitstellung und Betrieb von Außensportanlagen und Lehrschwimm-
becken; Sportförderung 

Investitionskostenzuschüsse für die Sportvereine werden in Höhe von 224.000 � nach Ziffer 
3.6 der Sportförderrichtlinien veranschlagt.  

1.FC Kleve Sanierung Sporthaus 100.000 � 
Kanu Club Kleverland Modernisierung Bootshallendach 5.000 � 
Nordwacht Keeken Sanierung und Errichtung Wintergarten 42.500 � 
Angelsportverein Kleve e.V. Errichtung Zaunanlage 15.000 � 
Kellener Schützenverein Sanierung des Vereinshauses 61.500 � 

Zuschüsse zur Förderung des Sports nach den Ziffern 3.7 (Unterhaltung der Anlagen) und 3.8 
(Benutzung der städtischen Bäder) der Richtlinien der Stadt Kleve stehen in Höhe von 
297.000 � zur Verfügung Auf das vom Rat der Stadt Kleve beschlossene Programm 
"Gutscheine für Sport- und Bewegungsförderung für Erstklässler" entfällt ein Anteil von ca. 
20.000 � Die Jugendbeihilfen betragen wie im Vorjahr 45.000 �. Für die Förderung des 
Leistungssports werden Zuschüsse i.H.v. 6.500 � eingeplant. 

Produkt 0802 - Unterhaltung von Sportanlagen und Lehrschwimmbecken 

Für die Unterhaltung von Sportanlagen und Lehrschwimmbecken werden USK-Leistungen 
i.H.v 288.000 �, und GSK-Leistungen i.H.v. 228.600 � als Aufwand berücksichtigt.

Sportzentrum Kellen 
Im investiven Bereich werden Mittel von 300.000 � sowie ein Landeszuschuss i.H.v. 
1.080.000 � für die Neugestaltung des Sportzentrums Kellen veranschlagt. Zudem wird eine 
Verpflichtungsermächtigung i.H.v. 1.000.000 � veranschlagt. Die Gesamtkosten der 
Maßnahme belaufen sich auf rd. 3,01 Mio. �. Bereits im Haushaltsjahr 2021 wurden Mittel 
i.H.v. 700.000 � zur Verfügung gestellt. Der gewährte Zuschuss (90%) beläuft sich insgesamt
auf rd. 2,71 Mio. �. Die Gesamtkosten aller Bauabschnitte belaufen sich auf rd. 7,82 Mio. �.

Sportplatz Materborn 
Für den Sportplatz Materborn wird ein Landeszuschuss i.H.v. 154.500 � sowie eine 
Verpflichtungsermächtigung i.H.v. 1.000.000 � für den Neubau eines Rasenplatzes 
eingeplant. Die Gesamtkosten für die Erneuerung der Sportanlage in Materborn (II. BA) 
belaufen sich auf rd. 1,79 Mio. �. Im Haushaltsjahr 2021 wurden Mittel i.H.v. 300.000 � 
veranschlagt. Der Gesamtzuschuss für die Maßnahme beträgt insgesamt 45 % und wird im 
Haushaltsjahr 2022 vollständig veranschlagt. Die Gesamtkosten aller Bauabschnitte belaufen 
sich auf rd. 5,76 Mio. �. 
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Kunstrasenplatz Warbeyen 
Für die Errichtung eines Kunstrasenspielfelds mit Fluchtlichtanlage am bisherigen Standort 
des Sportplatzes Warbeyen werden 140.000 � etatisiert. Zudem wird eine 
Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 901.400 � berücksichtigt. Die Gesamtkosten 
belaufen sich auf insgesamt rd. 1.041.000 � Der Landeszuschuss beträgt insgesamt 90 %, 
jedoch höchstens 750.000 �. Für das Jahr 2022 werden Zuschüsse i.H.v. 140.000 � 
veranschlagt. 

Sportzentrum resserberg 
Für die Errichtung einer Tartanbahn werden Mittel von 600.000 � sowie eine 
Verpflichtungsermächtigung i.H.v. 500.000 � in den Etat 2022 eingestellt. Die 
Gesamtkosten belaufen sich auf insgesamt rd. 1.100.000 �. 

 Für das Jahr 2022 werden Zuschüsse i.H.v. 100.000 � berücksichtigt. 
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Produkt 05 01  

Wohlfahrtspflege 

Die nachfolgenden Vereine und Verbände erhalten im Rahmen der Wohlfahrtspflege Zuwei-
sungen und Zuschüsse:  

Altentagesstätten 30.350 �
Sozialberatung Caritas 30.000 � 
Blindenverein 102 �
Klosterpforte 37.400 �
Kontaktcafé 20.000 �
Sozialdienst kath. Frauen 35.000 � 
Beratungsstelle �IMPULS� 13.148 � 
Summe 166.000 � 

Der Zuschussbetrag für die beiden letztgenannten Vereine und Verbände ist vom jeweiligen 
Betriebsergebnis abhängig. Der auf die Klosterpforte entfallende Zuwendungsbetrag orien-
tiert sich an der Höhe der tatsächlichen Personalaufwendungen. Diese Zuwendungen stehen 
insoweit nur dem Grunde jedoch nicht der Höhe nach fest. Alle übrigen Zuwendungen sind 
Festbeträge.  

Leistungen nach dem SGB XII 

Nach der Übernahme der der Gewährung existenzsichernder Leistungen für Bewohner be-
sonderer Wohnformen vom Landschaftsverband sind die Fallzahlen im SGB XII zum Jahr 
2020 gestiegen. Seitdem liegt Fallzahl relativ konstant bei um die 1.000 Fälle. Nachdem bis 
2016 der überwiegende Anteil der leistungsberechtigten Personen dauerhaft erwerbsgemin-
dert waren (ca. 67%), ist weiterhin eine Entwicklung zu erkennen, dass sich aufgrund des 
demografischen Wandels einhergehend mit unzureichenden Renteneinkünften der Anteil der 
Personen im Rentenalter (Grundsicherung im Alter) erhöht. Mitte des Jahres 2021 beträgt 
der Anteil der voll erwerbsgeminderten Personen ca. 45%, während der Anteil der Personen, 
die das Renteneintrittsalter erreicht haben, bei ca. 55% liegt. 

Ob die Grundrente dies wirksam abfedern kann, wird sich in der Zukunft zeigen. Um einen 
Anspruch auf die Grundrente zu haben, müssen mindestens 33 Jahre an Beitragszeiten in 
der gesetzlichen Rentenversicherung (auch Kindererziehungszeiten, Pflege von Angehöri-
gen) erreicht werden. In der Praxis dürfte dies vielen heutigen Grundsicherungsbeziehern 
noch nicht zu Gute kommen, da diese erfahrungsgemäß keine 33 Jahre Beitragszeiten auf-
weisen werden.  

Die Transferleistungen nach dem SGB XII werden über den Kreishaushalt abgerechnet.  

Quartiersentwicklung 

Im November 2016 hat der Sozialausschuss die Bildung einer AG Quartiersentwicklung be-
schlossen. Diese AG hat im Jahr 2017 die Hochschule Rhein-Waal beauftragt, eine Studie in 
einem vorher definierten Quartier/ Stadtviertel durchzuführen. Das Quartier ist begrenzt 
durch die Straßenzüge Lindenallee, Hoffmannallee, Königsallee, Merowinger Straße. 

Durch den Sozialausschuss der Stadt Kleve wurden für die Quartiersentwicklung folgende 
allgemeine Ziele definiert: 

Selbstbestimmtes Leben und gesellschaftliche Teilhabe in jeder Lebensphase ermög-
lichen
Auch im Alter im gewohnten soziales Bezügen leben bleiben können
Schaffen neuer Solidaritäten
Fördern von Gemeinsinn
Ergänzen der professionellen sozialen Arbeit vor Ort
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Stärkung des Bürgersinns
Stärkung der Partizipation der Bewohner/innen im Quartier

Die Studie der Hochschule Rhein-Waal wurde im Jahr 2020 beendet. Als ein Ergebnis aus 
dieser Studie wurde zum 01.04.2021 eine Quartiersmanagerin eingestellt. Für das Jahr 2022 
werden Mittel zur Verfügung gestellt, um begleitende Maßnahmen im Rahmen der Quartier-
sentwicklung durchführen zu können. 

Verschiedene Akteure haben in der Zwischenzeit erfolgreich Drittmittel für Projekte der Quar-
tiersarbeit eingeworben bzw. haben eine Förderung in Aussicht: 

Anna-Stift, Projekt �Gesichter im Quartier",
Förderung über die Deutsche Fernsehlotterie
Theater im Fluss und Berufsbildungszentrum Kleve,
Förderprogramm �Zusammen im Quartier - Kinder stärken - Zukunft sichern"
Berufsbildungszentrum Kleve,
Förderung über das Landesprogramm �Kinderstark NRW"

Produkt 05 02 

Die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften im SGB II hat sich seit April 2020 aufgrund der Pan-
demie zunächst leicht erhöht, jedoch bei Weitem nicht in dem Maße, wie vorher durch Bund 
und Land prognostiziert. Seit September 2020 geht die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften 
fast kontinuierlich zurück, was u.a. auf einen breit gefächerten Arbeitsmarkt in Kleve zurück-
zuführen ist. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass die Zahlen wieder anstei-
gen, da die Anzahl der Personen mit auslaufendem Anspruch auf Arbeitslosengeld (Bunde-
sagentur für Arbeit) durchschnittlich höher liegt, als in den Jahren vor der Pandemie. sodass 
der von der Stadt Kleve im Rahmen der 50 %-Regelung zu tragende Anteil an den Gesamt-
ausgaben nach Abzug der Bundes- und Landesbeteiligung (Wohngeldersparnis) ca. 1,0 Mio. 
Euro beträgt.  

Die Personal- und Sachkosten, die aufgrund der Aufgabenwahrnehmung nach dem SGB II 
entstehen, werden vom Bund über das Integrationsbudget erstattet. Im Produkt 05 02 beträgt 
diese Erstattung voraussichtlich 2,635 Mio. �. 

Produkt 05 03 

Das Fallmanagement setzt frühzeitig bei der Beantragung von Leistungen zum Lebensunter-
halt an. Durch eine frühzeitige Beratung im Rahmen eines Erstgesprächs kurz nach Erstvor-
sprache im Jobcenter werden die erwerbsfähigen Leistungsberechtigen in die Lage versetzt, 
schnellstmöglich die verschiedenen Unterstützungsmöglichkeiten in Anspruch zu nehmen.  

Ziel der Maßnahme "Fokus Arbeit" als Selbstvornahme ist es, die gruppendynamischen Pro-
zesse im Sinne des Selbstvermittlungscoachings zu nutzen. Die Teilnehmer werden dabei 
unterstützt, die eigenen Stärken zielgerichteter bei der Suche nach einer (neuen) Arbeit ein-
zusetzen. Im Jahr 2022 soll das vorgenannte Projekt erweitert werden und die Maßnahme 
�Fokus Mensch� durchgeführt werden. Diese soll erwerbsfähigen Leistungsberechtigten mit 
multiplen Vermittlungshemmnissen die Möglichkeit geben, ihre Problemlagen im Rahmen 
des Projekts zu erkennen und abzubauen. Die Vermittlungen aus dieser Maßnahme sind in 
den Jahren 2018, 2019 und Anfang 2020 stetig gestiegen. Das Corona-Jahr 2021 führte zu 
keinem Anstieg der Vermittlungszahlen. Die Vermittlungsquote verblieb jedoch konstant bei 
60%. 

Erschwerend für die Arbeit des Fallmanagements kam im Jahr 2020 die Covid-19-Pandemie 
hinzu. Hierdurch wurden direkte Beratungsgespräche zu Beginn des ersten Lock-Downs 
nahezu unmöglich gemacht. Das Jobcenter sowie die diversen Bildungs- und Maßnahmeträ-
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ger mussten sich daher auf alternative Beratungsformen einstellen. Im Jahresverlauf sind 
teilweise persönliche Beratungsgespräche durchgeführt worden und Bildungsmaßnahmen 
wurden wieder durchgeführt. Die Anzahl der Integrationen in Arbeit sind jedoch aus diesem 
Grund im Jahr 2021 rückläufig gewesen. Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, 
dass im Jahr 2022 erstens eine Steigerung der Arbeitslosengeld-II-Empfänger durch das 
Auslaufen der Leistungen nach dem SGB III (Arbeitslosengeld I) erfolgt und zweitens der 
sich erweiternde zu betreuende Personenkreis auf einen Arbeitsmarkt integriert werden 
muss, welcher sich von der Covid-19-Pandemie erst einmal �erholen� muss. 

Zur Durchführung der Maßnahmen �Fokus Arbeit� und �Fokus Mensch� werden jährlich Ge-
schäftsausgaben in Höhe von 5.000 �, ein Budget für den Arbeitgeberservice i.H.v. 5.000 � 
sowie die Mietkosten im TZK i.H.v. 35.000 � angesetzt.  

Neben der Erhöhung der Kontaktdichte im klassischen Fallmanagement, wurde im Jahr 2021 
der Fokus weiterhin auf die Durchführung von Individualmaßnahmen gelegt. Diese wurden 
mit den unterschiedlichsten Bildungsträgern realisiert. Ebenfalls wurden die Vergabemaß-
nahmen in diesem Bereich ausgeweitet.  

Die Personal- und Sachkosten, die aufgrund der Aufgabenwahrnehmung nach dem SGB II 
entstehen, werden vom Bund über das Integrationsbudget erstattet. Im Produkt 05 03 beträgt 
diese Erstattung voraussichtlich 2,26 Mio. �. 

Produkt 05 04 

Aufgrund einer zuvor hohen Erfüllungsquote hinsichtlich der Aufnahmeverpflichtung von 
Asylbewerbern, bewegte sich die Anzahl von Neuzuweisungen von Asylbewerbern in den 
Bereich der Stadt Kleve seit 2019 auf eher moderatem Niveau.  

Durchschnittliche Aufnahmequote nach dem FlüAG pro Jahr: 

2017 108,4 %
2018 94,6 %  
2019 95,9 %
2020 84,0 %
Bis Sep 
2021 

91,1 % 

Personen, die nach einem positiven Asylverfahren eine Aufenthaltserlaubnis erhalten, sind 
gem. § 12a AufenthG verpflichtet, ihren Wohnsitz in der Kommune zu nehmen, in der sie 
zugewiesen sind. Die durchschnittliche Erfüllungsquote der Stadt Kleve beträgt hier pro Jahr: 

2018 129,3 %  
2019 124,2 %
2020 118,4 %
Bis Sep 
2021 

115,5 % 

Während in den Vorjahren bis 2018 in hoher Zahl Leistungsberechtigte nach den Bestim-
mungen des Asylbewerberleistungsgesetzes aufgrund der Anerkennung als Asylberechtigte 
in den Rechtskreis des Sozialgesetzbuches II/XII wechselten, ist seitdem feststellbar, dass 
eine stetig steigende Zahl von Asylverfahren negativ beendet werden und insoweit die Per-
sonen im Geltungsbereich des Asylbewerberleistungsgesetzes verbleiben (Duldungsinha-
ber). Bis 2021 greifen in diesen Fällen die Erstattungsregularien des Landes nur noch für 
einen Zeitraum von 3 Monaten, so dass in der Folgezeit die entsprechenden Aufwendungen 
in vollem Umfang durch die Stadt Kleve zu finanzieren waren. Eine Änderung des FlüAG in 
Bezug auf die Höhe der pauschalierten Landeserstattung sowie die Ausweitung des Perso-
nenkreises wird seit 2017 diskutiert und beraten. Im Jahr 2021 soll abschließend eine ent-
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sprechende Gesetzesänderung beschlossen werden. Die Gesetzesänderung sieht neben 
einer für kreisangehörige Kommunen geringen Erhöhung der monatlichen Pauschale um 9 � 
sowohl eine einmalige Pauschale für (Neu-)Geduldete Personen i.H.v. 12.000 � sowie Ein-
malzahlungen für sogenannte Bestandsgeduldete vor. Die vier Einmalzahlungen für Be-
standsgeduldete soll in den Jahren 2021 bis 2024 erfolgen. 

Die Durchführung von niederschwelligen Integrationskursen, welche im Jahr 2020 aufgrund 
der Covid-19-Pandemie ausgesetzt wurden, konnten auch im Jahr 2021 nicht wiederaufge-
nommen werden. Da seitens des Fachbereiches Arbeit und Soziales an der Sinnhaftigkeit 
diesbezüglicher Kurse keinerlei Zweifel gehegt werden, werden für das Jahr 2022 ebenfalls 
finanzielle Mittel für zwei Kurse eingeplant.   

Hinsichtlich der Förderung des ehrenamtlichen Engagements ist zu erwarten, dass auch im 
Jahr 2022 das Landesprogramm �KOMM-AN NRW� weitergeführt wird und entsprechende 
Mittel in unveränderter Höhe zur Verfügung stehen werden. In den vergangenen Jahren 
konnten über dieses Förderprogramm eine Vielzahl integrativer Aktivitäten von ortsansässi-
gen Vereinen und Verbänden gefördert werden um diese in die Lage zu versetzen, ihre Be-
mühungen zur Integration von Asylbewerbern und Flüchtlingen zu intensivieren.  

Produkt 05 05 

Alleinerziehende können für Kinder Unterhaltsvorschuss beim Fachbereich für Arbeit und 
Soziales beantragen, wenn der jeweils andere Elternteil seiner Verpflichtung, Unterhalt zu 
zahlen, nicht bzw. nicht in ausreichender Höhe nachkommt. 

Danach haben Kinder bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, die bei einem alleinerzie-
henden Elternteil leben und keinen oder nicht regelmäßigen Unterhalt vom anderen Elternteil 
erhalten, Anspruch auf Unterhaltsvorschuss. 

Für Kinder, die das 12. Lebensjahr vollendet haben, gelten zusätzliche besondere An-
spruchsvoraussetzungen. Für diesen Personenkreis besteht ein Anspruch nur, soweit 

das Kind keine Leistungen nach dem SGB II bezieht oder
durch die Unterhaltsvorschussleistungen die Hilfebedürftigkeit des Kindes vermieden
werden kann oder
der alleinerziehende Elternteil über Einkommen von mindestens 600,00 � brutto ver-
fügt.

Da sich der Unterhaltsvorschuss am Mindestunterhalt orientiert, beläuft sich die Höhe je 
nach Alter des Kindes auf: 

0 bis 5 Jahre 174 � 
6 bis 11 Jahren 232 � 
12 � 17 Jahren 309 � 

Produkt 05 06 

Kraft Gesetz gehen nach bürgerlichem Recht bestehenden Unterhaltsansprüche von Leis-
tungsberechtigten nach dem Sozialgesetzbuch II, Sozialgesetzbuch XII oder dem Unter-
haltsvorschussgesetz bis zur Höhe der gewährten Sozialleistungen auf die gewährende Be-
hörde über. Der Sozialleistungsträger macht in solchen Fällen nicht oder nicht vollständig 
erfüllte Unterhaltsansprüche geltend und ist auch berechtigt, diese � falls erforderlich � ge-
richtlich durchzusetzen. 

Die Abteilung Unterhaltsheranziehung des Fachbereichs Arbeit und Soziales setzt Unter-
haltspflichtige über den Sozialleistungsbezug in Kenntnis und fordert diese zur Auskunft über 
die Einkommens- und Vermögensverhältnisse auf. Es erfolgt eine Unterhaltsprüfung, Be-
rechnung und Zahlungsaufforderung nach den entsprechenden soziallrechtlichen Vorgaben 
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unter Anwendung der unterhaltsrechtlichen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches 
sowie der Leitlinien der obersten Landesgerichte und der Düsseldorfer Tabelle. 

Grundsätzlich besteht eine vorrangige Unterhaltsverpflichtung für die folgenden Unterhaltsar-
ten: 

Kindesunterhalt (für minderjährige und unter bestimmten Voraussetzungen auch für
volljährige Kinder)
Trennungsunterhalt
Geschiedenenunterhalt
Unterhaltsansprüchen gegen den Vater bzw. die Mutter eines nichtehelichen Kindes
Unterhaltsansprüchen nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz�

Produkt 0507 

Wohngeld dient der wirtschaftlichen Sicherung angemessenen und familiengerechten Woh-
nens und wird als Mietzuschuss für Mieter und Lastenzuschuss für Eigentümer eines Eigen-
heimes oder einer Eigentumswohnung auf Antrag gewährt.  

Insbesondere können momentan Bürgerinnen und Bürger finanziell unterstützt werden, die 
aufgrund der Maßnahmen im Zusammenhang der Corona-Pandemie von Einkommensein-
bußen betroffen sind. Diese können insbesondere Kurzarbeiterinnen und Kurzarbeiter oder 
selbständig tätige Personen sein. 

Die Höhe des Wohngeldes richtet sich nach der Haushaltsgröße, dem anrechenbaren mo-
natlichen Gesamteinkommen und der zu berücksichtigenden Miete oder Belastung. Es wird 
vom Beginn des Antragsmonats an in der Regel für die Dauer von zwölf Monaten gezahlt. 
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